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789 2012/344

Kanton Basel-Landschaft Landrat

Bericht der Petitionskommission an den Landrat

zur Petition betreffend Änderung der Sozialhilfegesetzgebung 

Vom 4. Dezember 2012

1. Die Petition

Die am 5. Oktober 2012 eingereichte Petition betreffend
Änderung der Sozialhilfegesetzgebung wurde am
18. Oktober 2012 durch das Büro des Landrates zur Vor-
beratung an die Petitionskommission überwiesen. Der
Petent verlangt in seiner Bittschrift die folgenden Geset-
zesänderungen:

– Änderung des Gesetzes über die Sozial-, die Jugend-
und die Behindertenhilfe (Sozialhilfegesetz, SHG):
Streichung der §§ 16, 17, 18, 19 und 34.

– Änderung der Sozialhilfeverordnung (SHV): Strei-
chung der §§ 25, 25a und 26.

Die genannten Gesetzesartikel betreffen die Eingliede-
rung unterstützungsberechtigter Personen. Diese sollen
mittels Schulungen, Weiterbildungen und anderen Förder-
massnahmen bei ihrer beruflichen Eingliederung unter-
stützt werden. Arbeitgebende, die unterstützungsberech-
tigte Personen anstellen, erhalten Beiträge an die Lohn-
kosten.

Der Petent ist der Ansicht, dass Migrantinnen und Migran-
ten bei der beruflichen Integration stärkere Unterstützung
erfahren als Schweizerinnen und Schweizer. Ausserdem
hat er den Eindruck, trotz entsprechender Gesetzesbe-
stimmungen könnten die Sozialhilfebehörden der Gemein-
den relativ willkürlich Anträge auf Beiträge an die Kosten
von Fort- und Weiterbildungskursen bewilligen oder eben
ablehnen. Um die gemäss Petent bestehenden Ungleich-
behandlungen abzuschaffen, schlägt er die Streichung der
bereits genannten Paragraphen vor und damit den Weg-
fall der Verpflichtung, die Eingliederung unterstützungs-
berechtigter Personen zu fördern.

Der vollständige Petitionstext ist diesem Kommissions-
bericht beigelegt.

_____________________________________________

2. Beratungen in der Petitionskommission

2.1. Organisatorisches

Die Petition wurde von der Kommission an ihrer Sitzung

vom 13. November 2012 im Beisein ihres juristischen
Beraters, Peter Guggisberg, Leiter Rechtsetzung der Si-
cherheitsdirektion, beraten.
Zur Anhörung eingeladen waren der Petent sowie Rudolf
Schaffner, Vorsteher des Kantonalen Sozialamtes. 
Weiter wurde eine schriftliche Stellungnahme der Finanz-
direktion eingeholt.

***

2.2. Stellungnahme der Finanz- und Kirchendirekti-
on

In einem Schreiben vom 1. November 2012 erklärt die
Finanzdirektion, die Petition gehe in die falsche Richtung.
Die drei Grundaufgaben der Sozialhilfe seien:

1. Prävention
2. Leistung
3. Integration.

Weiter heisst es:
“Zu Pt. 3 hat der Landrat die entsprechenden Punkte auch im Ge-
setzt aufgenommen.
Im Jahre 2010 hat der Regierungsrat den Auftrag erteilt die Wirkung
der Eingliederungsmassnahmen zu evaluierten. Der entsprechende
Bericht wurde positiv aufgenommen.
Der Regierungsrat hat im Anschluss die nun vorliegende Landrats-
vorlage mit der entsprechenden Änderung des SHG, welche zur Zeit
von der Finanzkommission behandelt wird, erarbeitet. Der Bereich
der Lohnkostenzuschüsse wurde mit den Sozialpartnern (Gewerk-
schaftsbund, Wirtschaftskammer, Handelskammer) vorbesprochen
und entsprechend übernommen. Der Bereich der Tagesstrukturen
mit einer erweiterten Arbeitsgruppe von Gemeinden und Sozial-
arbeitenden nach der Vernehmlassung im Detail bereinigt. Insbeson-
dere bereinigt wurden die in der Vernehmlassung teilweise ange-
sprochenen "Kann"-Formulierungen sowie die volle Kostenbeteili-
gung des Kantons über alle Programme. Alle Beteiligten stehen so
hinter der aktuellen Fassung.
Die jetzige Vorlage, welche im Juni 2012 an den Landrat überwiesen
wurde, ist im Sinne der Gemeinden und der Sozialpartner und selbst-
verständlich des Kantons. Sie entspricht einem Bedürfnis der Sozial-
hilfe im Allgemeinen und den Bedürftigen im Speziellen. Die Petition
- einer Einzelperson - entspricht nicht den realistischen Bedürfnis-
sen.”

Im Weiteren wurde die Vorlage 2012/162 (Änderung des
Sozialhilfegesetzes), welche zur Vorberatung an die Fi-
nanzkommission weitergeleitet wurde, den Mitgliedern der
Petitionskommission zugestellt. Auch der Evaluations-
bericht “Wirksamkeitsprüfung von Eingliederungsmass-
nahmen gemäss Sozialhilfegesetz SHG” vom 11. Juni
2010, welcher durch die Finanz- und Kirchendirektion in

http://www.baselland.ch/850-0-htm.288283.0.html#body-over
http://www.baselland.ch/850-11-htm.300706.0.html#body-over
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2012/2012-162.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/fkd/mitfkd/mit-fkd_2010-06-30_evaluationsbericht.pdf
http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/fkd/mitfkd/mit-fkd_2010-06-30_evaluationsbericht.pdf
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Auftrag gegeben wurde, lag den Kommissionsmitgliedern
vor.

***

2.3. Anhörungen

2.3.1. Anhörung des Petenten

Der Petent bezeichnet Bildung - und somit auch die Wei-
terbildung - als ein Recht für Alle, jedoch wird dieses
Recht seiner Meinung nach denjenigen Menschen, welche
Sozialhilfe beziehen, insbesondere Schweizerinnen und
Schweizern, nicht zugestanden. Ausländerinnen und Aus-
länder erfahren eine grössere Unterstützung, während bei
arbeitslosen Schweizerinnen und Schweizern oftmals die
Ansicht vorherrscht, diese seien an ihrer Situation selbst
schuld. Der Petent beantragt daher die Streichung derjeni-
gen Gesetzesparagraphen aus dem Sozhialhilfegesetz,
welche die Eingliederung unterstützungsberechtigter Per-
sonen betreffen. Finanzielle Beiträge an Kurse würden
teilweise willkürlich abgelehnt. Um eine Ungleichbehand-
lung der verschiedenen Antragstellerinnen und Antragstel-
ler zu vermeiden, dürfe gar kein gesetzlicher Anspruch auf
Unterstützung bestehen.

Kritisch äussert sich der Petent auch zur Tatsache, dass
finanzielle Anreize zugunsten von Arbeitgebern bestehen
sollen, welche Personen mit reduzierter Leistungsfähigkeit
einstellen. Das Verhältnis zwischen Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer sei im Obligationenrecht genügend geregelt.
In sämtlichen Unterlagen fehlen gemäss Petent zudem
Überlegungen, weshalb mehr und mehr auch gut qualifi-
zierte und berufserfahrene Menschen von der Langzeit-
arbeitslosigkeit betroffen sind. 

Schliesslich wirft der Petent die Frage auf, weshalb mit
der bevorstehenden Gesetzesrevision (Vorlage 2012/162)
der Begriff der “unterstützungsberechtigten Person” in
“bedürftige Person” geändert werden soll. Für ihn hat der
Begriff “bedürftig” einen negativen Beigeschmack, wes-
halb der bisherige Begriff der “unterstützungberechtigten
Person” weiter beibehalten werden sollte.

*

2.3.2. Anhörung des Vorstehers des Kantonalen Sozial-
amtes

Der Vorsteher des Kantonalen Sozialamtes, Rudolf
Schaffner, stellt fest, im vorliegenden Fall habe ein Bürger
nicht erhalten, was er sich erhofft oder erwünscht habe,
denn sein Antrag bei der Sozialhilfebehörde seines Wohn-
ortes auf Übernahme gewisser Kurskosten wurde abge-
lehnt. Der ablehnende Entscheid wurden inzwischen be-
reits mehrfach überprüft und es kann festgestellt werden,
dass rechtlich alles richtig ablief. In der Folge reichte die-
ser Bürger eine Petition ein, in welcher er eine Änderung
der Sozialhilfegesetzgebung verlangt. Der gewählte An-
satz ist aus Rudolf Schaffners Sicht jedoch falsch.

Neben der Prävention und dem Ausrichten von Leistun-
gen regelt das Sozialhilfegesetz auch die Integration von
Menschen in den Arbeitsmarkt. Dieser Prozess erweist
sich oftmals als schwierig, haben die meisten Menschen,

welche wegen Arbeitslosigkeit Sozialhilfe beziehen, in der
Regel bereits zwei Jahre bei den RAV durchlaufen. Wer in
unserem Kanton Sozialhilfe bezieht, tut dies im Übrigen
oftmals nicht wegen Arbeitslosigkeit, sondern meist we-
gen finanzieller Probleme nach Scheidungen.

Die vom Petenten zur Streichung beantragten Gesetzes-
paragraphen wurden vom Landrat bereits mehrmals über-
prüft, die Massnahmen zur Integration wurden für gut
befunden und bis Ende 2013 verlängert. Die Vernehmlas-
sung zeigte ebenfalls, dass sowohl die Gemeinden als
auch die Wirtschaftskammer, die Handelskammer, der
Gewerkschaftsbund und das Sozialamt die Massnahmen
als wichtig erachten. Sie sollen weitergeführt und selbst-
verständlich den neuesten Erkenntnissen angepasst wer-
den.

Auf eine Nachfrage aus der Kommission hin erklärt Rudolf
Schaffner, die Änderung des Begriffs “unterstützungs-
berechtigte Person” zu “bedürftige Person” stelle einzig
eine Weiterführung der ansonsten im Sozialhilfegesetz-
verwendeten Terminologie dar.

Der Vorsteher des Kantonalen Sozialamtes hebt hervor,
der Entscheid über die Übernahme der Kosten für Unter-
stützungsmassnahmen liege bei den Gemeinden, die
Regierung beurteile einzig, ob die Gemeinde in einem Fall
gesetzeskonform handelte und ihren Ermessensspielraum
ausschöpfte. Der Kanton dürfe sich nicht ohne Not in die
Gemeindekompetenzen einmischen.

Die Kosten für Eingliederungsmassnahmen in den Ar-
beitsmarkt werden zu 50 % durch die Gemeinden und zu
50 % durch den Kanton getragen.

Schliesslich erklärte Rudolf Schaffner den Kommissions-
mitgliedern das System der Anreizbeiträge an Arbeitge-
bende (§ 17 Entwurf des revidierten Sozialhilfegesetzes).
Verschiedene Anreize (Beiträge an die Lohnkosten durch
Gemeinde und Kanton sowie Übernahme der Soziallasten
und Entrichtung eines Einarbeitungszuschusses) sollen
dazu führen, dass Arbeitgebende vermehrt auch lei-
stungsreduzierte Personen einstellen. Dieser Bereich ist
dem Markt unterworfen, welcher auch von der IV und den
RAV bearbeitet wird. Es werde nicht einfach sein, auf
diese Weise viele neue Stellen zu schaffen. Das Engage-
ment aller, der Arbeitgebenden, der Sozialhilfebehörden,
der Gemeindepräsidien und der Politik sei gefordert!

***

2.4. Erwägungen der Petitionskommission

Die Kommissionsmitglieder wurden sich rasch einig, dass
sie auf die vorliegende Petition eintreten wollen, auch
wenn sie das Anliegen des Petenten nicht unterstützen
können. Eintreten auf die Petition betreffend Änderung der
Sozialhilfegesetzgebung wurde in der Folge mit 6:0 Stim-
men (ohne Enthaltungen) beschlossen.

Die zur Streichung beantragten Paragraphen des Sozial-
hilfegesetzes erachten die Kommissionsmitglieder als
sinnvoll, diese werden im Zusammenhang mit der Vorlage
zur Änderung des Sozialhilfegesetzes auch Gegenstand
der Beratungen  in der Finanzkommission sein. Die heuti-
ge Gesetzgebung betreffend Eingliederung unterstüt-

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2012/2012-162.pdf
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zungsberechtigter Personen habe sich in den letzten Jah-
ren bewährt, sie wurde bereits mehrfach evaluiert und
weitergeführt.

Grundsätzlich sollen die Bedenken des Petenten an die
Finanzkommission weitergeleitet werden und in die Dis-
kussionen im Zusammenhang mit der Beratung des So-
zialhilfegesetzes einfliessen.

Die Petitionskommission wollte den Beratungen in der
Finanzkommission nicht vorgreifen und äussert sich daher
auch nicht explizit zu den Anliegen des Petenten. Einzig
die Frage, weshalb der Begriff der “unterstützungsberech-
tigten Person” durch “bedürftige Person” ersetzt werden
soll, gab zu längeren Diskussionen Anlass. Die Kommis-
sionsmitglieder können den Einwand des Petenten nach-
vollziehen, dass der neu vorgeschlagene Begriff einen
anderen, negativen Beigeschmack habe. Sie bitten daher
darum, diesem Punkt bei der Beratung der Gesetzesände-
rung besondere Beachtung zu schenken.

_____________________________________________

3. Antrag an den Landrat

://: Mit 6:0 Stimmen und ohne Enthaltungen beantragen
die Mitglieder der Petitionskommission dem Landrat
wie folgt:

1. Der Landrat nimmt Kenntnis von der Petition be-
treffend Änderung der Sozialhilfegesetzgebung.

2. Die Petition wird an die Finanzkommission wei-
tergeleitet zuhanden der späteren parlamentari-
schen Beratung der Änderung des Sozialhilfege-
setzes (Vorlage 2012/162).

Bottmingen, 4. Dezember 2012

Für die Petitionskommission:
Hans Furer, Präsident

_____________________________________________

Beilagen:

– Petitionsschreiben vom 4. Oktober 2012

http://www.baselland.ch/fileadmin/baselland/files/docs/parl-lk/vorlagen/2012/2012-162.pdf
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